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A. Problem 

Die EG-Kommission möchte die EG-Mitgliedstaaten dazu ver- 
pflichten, einheitiiche Geschwindigkeitsbegrenzrmgen für Last- 
kraftwagen imd Omnibusse innerhalb der Europäischen Gemein- 
schaft einzuführen. 


B. Lösung 

Ablehmmg, weU der EG-Ministerrat nach dem EWG-Vertrag 
keine Kompetenz für Verhaltensvorschriften im Straßenverkehr 
hat. 


Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 


entfallen 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, den anliegenden Richtlinien- 
vorschlag bei den weiteren Verhandlungen in Brüssel abzuleh- 
nen. 

Bonn, den 10. Mai 1989 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Jobst Frau Rock 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Anlage 


Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über Geschwindigkeitsbegrenzungen 
für bestimmte Kraftfahrzeugklassen in der Gemeinschaft 


Begründung 


A. Allgemeines 

1. In ihrer ersten Mitteilung i) über das Europäische 
Jahr der Straßenverkehrssicherheit 1986 unter- 
richtete die Kommission den Rat von ihrer Ab- 
sicht, im Rahmen des gemeinschaftlichen Ak- 
tionsprogramms 1986 einen Vorschlag zur Ver- 
einheitlichung der Geschwindigkeitsbegrenzun- 
gen in der Gemeinschaft vorzulegen. Dieser Vor- 
schlag entspricht außerdem einer Forderung des 
Rates für Umweltfragen vom Juni 1985 und den 
Schlußfolgerungen des Rates für Verkehrsfragen 
vom 14. November 1985 betreffend das Europäi- 
sche Jahr der Straßenverkehrssicherheit 2). 

2. Das Europäische Parlament forderte in seiner Ent- 
schließung zur Einführung eines Programms ge- 
meinschafthcher Maßnahmen zur Förderung der 
Straßenverkehrssicherheit vom 13. März 1984 3) 
„ein einheitliches, aber realisierbares System von 
Geschwindigkeitsregelungen in der gesamten 
Gemeinschaft, das auf die tatsächliche Verkehrs- 
lage abgestimmt und je nach Art der Straße, der 
jeweiligen Fahrzeugart und der Umgebung (länd- 
liche Gebiete, geschlossene Ortschaft, städtisches 
Ballungsgebiet, Wohnviertel usw.) ausreichend 
differenziert ist“. 

In der Entschließung zu gemeinschaftlichen Maß- 
nahmen zur Verringerung der Zahl der Straßen- 
verkehrsunfälle, die das Europäische Parlament 
am 18. Februar 1986 im Rahmen des Programmes 
für das Jahr der Straßenverkehrssicherheit 1986 
angenommen hat^), wird die gemeinschaftliche 
Regelung der Geschwindigkeitsbegrenzungen 
als „eine unerläßliche Maßnahme zur Verbesse- 
rung der Straßenverkehrssicherheit“ bezeichnet. 

3. In allen Mitgliedstaaten gibt es gesetzliche Ge- 
schwindigkeitsbegrenzungen auf allen Straßen- 
arten. Die Geschwindigkeitsbegrenzungen in der 

1) KOM(84) 704 endg. vom 13. Dezember 1984. 

2) Schlußfolgerungen des Rates und der im Rat vereinigten Ver- 
treter der Regierungen der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften betreffend das Europäische Jahr der Stra- 
ßenverkehrssicherheit (1986) und die künftigen Gemein- 
schaftsmaßnahmen auf dem Gebiet der Sicherheit im Stra- 
ßenverkehr vom 14. November 1985 (Rat, TRANS 193 vom 
25. November 1985 10693/85). 

3) ABI. Nr. C 104, vom 27. Aprü 1984, 

4) ABI, Nr. C 68, vom 24. März 1986. 


Gemeinschaft für Personenkraftwagen und an- 
dere Fahrzeuge reichen von 100 bis 140 km/h auf 
Autobahnen, von 80 bis 100 km/h auf Außerorts- 
straßen und von 48 bis 60 km/h in geschlossenen 
Ortschaften (siehe Anhang 1). Die gesetzliche Ge- 
schwindigkeitsbegrenzung auf deutschen Auto- 
bahnen güt jedoch nur für Kraftomnibusse und 
Lastkraftwagen; für Personenkraftwagen und 
Krafträder gilt anstelle der gesetzlichen Ge- 
schwindigkeitsbegrenzung eine empfohlene 
Richtgeschwindigkeit. Für Kraftomnibusse und 
Lastkraftwagen gelten außerhalb geschlossener 
Ortschaften niedrigere Höchstgeschwindigkei- 
ten, die von 60 bis 100 km/h und sogar bis 
112 km/h für Kraftomnibusse auf britischen Auto- 
bahnen reichen. 

4. Die Geschwindigkeit wirkt sich insbesondere im 
Zusammenhang mit den Verkehrs- und Wetter- 
verhältnissen erheblich auf die Unfälle und ihre 
Folgen aus. Im allgemeinen besteht zwischen 
schweren Unfällen und hoher Geschwindigkeit 
aus folgenden Gründen ein Zusammenhang: 

— je höher die Geschwindigkeit, desto kürzer die 
Reaktionszeit; 

— je höher die Geschwindigkeit, desto länger der 
Bremsweg; 

— je höher die Geschvrindigkeit — oder je größer 
der Unterschied zwischen der Geschwindig- 
keit der an einem Unfall beteiligten Fahr- 
zeuge — , desto heftiger der Aufprall. 

5. Autobahnen sind mit vier- bis sechsmal weniger 
Unfalltoten oder -verletzten im allgemeinen si- 
cherer als andere Straßen. Das ist hauptsächlich 
aus zwei Gründen der Fall. Erstens, weil die Aus- 
legung der Autobahnen eine längere Reaktions- 
zeit als auf den übrigen Straßen ermöglicht. Zwei- 
tens, weil die Unterschiede zwischen den Fahrge- 
schwindigkeiten durch die Trennung entgegen- 
gesetzter Verkehrsströme und die Beseitigung 
von Straßenkreuzungen geringer werden. Der 
bessere Bau bietet die Möglichkeit, auf Autobah- 
nen die Ziele der Sicherheit im Straßenverkehr 
mit höheren Höchstgeschwindigkeiten zu errei- 
chen, was diese wiederum für Fahrzeuge attraktiv 
macht und so letztlich die Benutzung der übrigen, 
weniger sicheren Straßen verringert. 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 121 — 680 70 — E — Ve 191/89 — vom 27. Fe- 
bruar 1 989. 
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6. Die Aufprall- und die Bremsenergie eines Fahr- 
zeugs hängen von dessen Gewicht ab. Dieser Fak- 
tor rechtfertigt, daß in allen Mitgliedstaaten für 
Lastkraftwagen auch wegen ihrer geringeren 
Wendigkeit niedrigere Höchstgeschwindigkeiten 
gelten. Dieselben Faktoren rechtfertigen zusam- 
men mit der Notwendigkeit einer größeren Si- 
cherheit auch niedrigere Höchstgeschwindigkei- 
ten für Kraftomnibusse. So gelten niedrigere 
Höchstgeschwindigkeiten für Kraftomnibusse auf 
Autobahnen in allen Mitgliedstaaten, ausgenom- 
men im Vereinigten Königreich. 

7. Niedrigere Höchstgeschwindigkeiten außerhalb 
von Stadtgebieten verringern den Ausstoß insbe- 
sondere von Stickoxiden. Stickoxide gehören zu 
den Substanzen, die für den sauren Regen und 
das Waldsterben in großen Teilen Europas verant- 
wortlich sind. 

Aus Untersuchungen geht hervor, daß die Schad- 
stoffemissionen von Nutzfahrzeugen einschließ- 
lich der Dieselschadstoffe schwerer Güterkraft- 
fahrzeuge durch eine bessere Einhaltung von Ge- 
schwindigkeitsbegrenzungen verringert werden 
könnten. Gemeinsame Regeln würden die Durch- 
setzung sicherlich erleichtern und so die Einhal- 
tung der Geschwindigkeitsbegrenzungen ange- 
sichts des wachsenden grenzüberschreitenden 
Verkehrs verbessern. 

8. Der Kraftstoffverbrauch nimmt je nach der Lei- 
stungsfähigkeit und dem Hubraum des Motors 
mit der Geschwindigkeit zu. Eine erhebliche Aus- 
wirkung auf den Kraftstoffverbrauch in der Ge- 
meinschaft durch Änderungen der Fahrgeschwin- 
digkeit würde sich nur auf Autobahnen und auto- 
bahnähnlichen Straßen ergeben. 

Der Rat verlangte auf seiner Tagung „Energie" 
vom November 1984 eine Untersuchung darüber, 
wie sich Geschwindigkeitsbegrenzungen auf den 
Energieverbrauch auswirken, weshalb die Kom- 
mission eine Untersuchung dieser Frage einlei- 
tete. Nach dieser Untersuchung könnte durch 
eine bessere Einhaltung der Geschwindigkeits- 
begrenzimgen der Kraftstoffverbrauch erheblich 
gesenkt werden. Wenn die Geschwindigkeits- 
begrenzungen mehr beachtet würden, könnte die 
Kraftstoffeinsparung bis zu 3,7 % betragen. 

9. Die Wirtschaf tiichen Auswirkungen von Ge- 
schwindigkeitsbegrenzungen auf die Produktivi- 
tät des Verkehrs lassen sich nicht einfach beurtei- 
len. Es liegt jedoch auf der Hand, daß der Zeitge- 
winn auf einer gegebenen Reise bei hohen Ge- 
schwindigkeiten verhältnismäßig gering ist. 

10. Die Kommission hat dem Rat am 26. Januar 1987 
eine Mitteilung über Geschwindigkeitsbegren- 
zungen in der Gemeinschaft zugeleitet. Sie emp- 
fiehlt darin, daß die Gemeinschaft eine Richtlinie 
zur Festlegung durchsetzbarer Geschwindig- 
keitsbegrenzungen annehmen sollte, in der obige 


Überlegungen zu der Sicherheit im Straßenver- 
kehr, den Umweltbelastungen, dem Energiever- 
brauch und den Kosten und Nutzen in der Indu- 
strie und im Verkehr berücksichtigt werden. 

Diese Mitteüung wurde mit allen Beledigten ein- 
gehend beraten und liegt dem Vorschlag für eine 
Richtiinie des Rates nach Artikel 75 des Vertrags 
zugrunde. 


B. Erläuterungen zu den Artikeln des Vorschlags 
Artikel 1 

Die Richtlinie beruht auf einem differenzierten Kon- 
zept von Geschwindigkeitsbegrenzungen für die ver- 
schiedenen Nutzfahrzeug- und Straßenarten. 

Dazu wurden in Artikel 1 die verschiedenen Fahr- 
zeugklassen festgelegt, wobei die in anderen Ge- 
meinschaftsrichtlinien verwendete und international 
anerkannte Einteilung übernommen wurde. Die Stra- 
ßenarten wurden nach den internationalen Gepflo- 
genheiten festgelegt. 


Artikel 2 

Dieser Artikel enthält die Vorschriften für Geschwin- 
digkeitsbegrenzungen und beruht auf folgenden 
Überlegungen: 

— Es sollte nicht zu viele unterschiedliche Höchstge- 
schwindigkeiten geben; 

— die Nutzfahrzeuge wurden nach Leistungsfähig- 
keit, Wendigkeit, Bremsvermögen (bezogen auf 
das Gesamtgewicht) und Fahrstabüität (Einzel- 
fahrzeuge sind stabüer als Fahrzeugkombinatio- 
nen) in zwei Gruppen eingeteilt; 

— innerhalb geschlossener Ortschaften gelten schon 
weitgehend einheithche Geschwindigkeitsbe- 
grenzungen. Da bei Unfällen die meisten Men- 
schen in geschlossenen Ortschaften verletzt oder 
getötet werden, sollte die gemeinsame Geschwin- 
digkeitsbegrenzung für Innerortsstraßen auf der 
niedrigsten Stufe (50 km/h) festgelegt werden. 

Grundsätzlich sollen die in Artikel 2 des Richtlinien- 
vorschlags genannten Geschwindigkeitsbegrenzun- 
gen gelten, es sei denn, daß Verkehrsschilder andere 
Geschwindigkeitsbegrenzungen vorschreiben. 


Artikel 3 

Gemäß Artikel 3 können für alle Straßenarten oder 
Wohngebiete niedrigere als die vorgeschlagenen Ge- 
schwindigkeitsbegrenzungen festgelegt werden, so- 
fern sie auf Verkehrsschüdern deutiich angegeben 
sind. 
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Die wichtigsten allgemeinen Geschwindigkeitsbegrenzungen 

in km/Stunde 


Straßenart 

außerhalb geschlossener Ortschaften 

innerhalb 

geschlos- 

sener 

Ortschaften 

Personen- 

kraftwagen 

Omnibusse 
ohne Anhänger 

Lastkraftwagen 

einschließlich 

Fahrzeug- 

kombinationen 

Krafträder 

ohne 

Beiwagen 

I 

II 

III 

I 

n 

ni 

I 

II 

m 


II 

m 

Belgien 

120 

120 

90 

90 

75 

75 

90 

90 

60 

120 

120 

90 

60 

Dänemark 

100 

80 

80 

70 

70 

70 

70 

70 

70 

100 

80 

80 

50 

Deutschland 

130" 

130 ♦ 

100 

90«) 

80 a) 

80 a) 

80 

60 

70 

130^ 

130 ♦ 

100 

50 

Frankreich 

130 

110 

90 

CO 

o 

90 ^) 

90 

80«) 

80 

60«) 

130 

110 

90 

60 

Griechenland 

100 

80 

80 

70 

70 

70 

60 

60 

60 

80 

80 

80 

50 

Irland 

120 

88 

88 

80i) 

80j) 

80 j) 

56k) 

56 k) 

56 k) 

88 

88 

88 

48 

Italien 

1309) 

110») 

110 

90^) 

70 d) 

70 d) 

80 b) 

60 <^) 

60 

130 

130 

100 

50 

Luxemburg 

120 

90 

90 

75 

75 

75 

60 

60 

60 

120 

90 

90 

60 

Niederlande 

120 

100 

80 

80 

80 

80 

80 

80 

60- 



80 

50 

Großbritannien 

112 

112 

97 

112 

97 

80 

97 

gi 

64 



97 

48 

Spanien 

120 

100 

90 



80 

RH 


70 



90 

60 

Portugal 

120 

90 

90 


m 

70 

m 


60 

Ql 


90 

60 

Österreich 

130 

100 

100 


80 

80 

B 

60 

m 


M 

m 


Schweiz 

120 

80 

80 


80 

80 

m 

80 

ü 


m 

fi 

Hl 


I = Autobahnen 

II = Schnellstraßen 

III = sonstige Straßen 


Anmerkungen; 


* lediglich empfoWen 

a) 100 für (vom TÜV) zugelassene Busse 

b) 130 für Fahrzeuge bis 10 1 (8 1 in Italien) 

c) 110 für Fahrzeuge bis 10 1 (8 1 in Italien) 

d) 100 für Fahrzeuge bis 8 1 

e) 90 für Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von 10 bis 19 1 

f) 80 für Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von 10 bis 19 t 

g) 110 an Wochenenden und in Ferienzeiten 

h) 90 an Wochenenden tmd in Ferienzeiten 

j) Eindecker; Doppeldecker 64 km/h 

k) Sattelkraftfahrzeuge 64 km/h 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über Geschwindigkeitsbegrenzungen 
für bestimmte Kraftfahrzeugklassen in der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar- 
tikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments^), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses 2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Eines der Ziele einer gemeinsamen Verkehrspolitik 
besteht darin, gemeinsame Regeln für den grenzüber- 
schreitenden Verkehr innerhalb der Gemeinschaft 
festzulegen und den Kraftfahrzeugverkehr insbeson- 
dere im Hinblick auf die Sicherheit zu erleichtern. 

Die ständige Zimahme des Straßenverkehrs und die 
dadurch bedingte Erhöhung der Risiken und der 
Umweltbelastungen stellen alle Mitgliedstaaten vor 
ernste Probleme der Verkehrssicherheit und des Um- 
weltschutzes. 

Das Europäische Parlament hat am 13. März 1984 eine 
Entschließung zur Einführung eines Programms ge- 
meinschaftlicher Maßnahmen zur Förderung der Stra- 
ßenverkehrssicherheit 3) und am 18. Februar 1986 
eine weitere Entschließung zu gemeinschaftlichen 
Maßnahmen zur Verringerung der Zahl der Straßen- 
verkehrsunfälle im Rahmen des Programmes für das 
Jahr der Straßenverkehrssicherheit 1986 4) angenom- 
men. 

Es wurde nachgewiesen, daß das Unfallrisiko mit stei- 
gender Geschwindigkeit zuiümmt und zwischen der 
Schwere der Unfälle und der Fahrgeschwindigkeit ein 
unmittelbarer Zusammenhang besteht. 

Schwere Nutzfahrzeuge können wegen ihrer Motor- 
stärke, die zur Überwindung von Steigungen notwen- 
dig ist, auf ebenen Straßen mit übermäßig hohen Ge- 
schwindigkeiten fahren, die mit den Bauvorschriften 
für andere Bauteile dieser Fahrzeuge wie Bremsen 
und Reifen nicht zu vereinbaren sind. 

In den Mitgliedstaaten sollte die Praxis des vor- 
schriftsmäßigen Einbaus von Geschwindigkeitsreg- 
lem in Nutzfahrzeuge aus technischen Gründen auf 
gemeinsamen Begrenzimgen der Höchstgeschwin- 
digkeit beruhen. 


1 ) . . . 

2 ) ... 

3) ABI. Nr. C 104, vom 27. April 1984, S. 38 

4) ABI. Nr. C 68, vom 24. März 1986, S. 35 


Da der Kraftverkehr eine der Hauptursachen der Luft- 
verschmutzimg ist und die Emissionswerte mit der 
Geschwindigkeit zunehmen, trägt eine Geschwindig- 
keitsbegrenzung zum Umweltschutz bei. 

Reisegeschwindigkeiten, die über den derzeit zulässi- 
gen Höchstgeschwindigkeiten liegen, wirken sich nur 
geringfügig auf die Gesamtreisezeit aus, während 
eine Geschwindigkeitsbegrenzung zu größerer Kraft- 
stoffeinsparung führt. 

Die Harmonisierung der Geschwindigkeitsbegren- 
zungen für Nutzfahrzeuge dürfte dazu führen, daß 
solche Begrenzungen besser eingehalten werden und 
sich vorteilhaft auf die Verkehrssicherheit, die Um- 
welt und den Kraftstoffverbrauch auswirken. 

Für andere Außerortsstraßen als Autobahnen sollten 
niedrigere Höchstgeschwindigkeiten als für Autobah- 
nen festgelegt werden, um den Verkehr stärker auf 
die sichereren Autobahnen zu lenken. 

Es empfiehlt sich, für verschiedene Klassen von Kraft- 
fahrzeugen, deren Bremsvermögen, Fahrstabilität 
und Wendigkeit unterschiedliche Werte aufwei- 
sen, unterschiedliche Geschwindigkeitsbegrenzun- 
gen festzulegen. 

Auch aus Wettbewerbsgesichtspunkten und zur Ver- 
wirklichung einer Gemeinschaftspolitik für die Auto- 
mobilindustrie sind Gemeinschaftsvorschriften über 
Geschwindigkeitsbegrenzungen für Nutzfahrzeuge 
wünschenswert — 

HAT FOLGENDE RICHTUNIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Im Sinne dieser Richtlinie gelten als 

— „ Kraftfahrzeuge " alle zu einer der folgenden inter- 
nationalen Klassen gehörenden und zur Teil- 
nahme am Straßenverkehr bestimmten kraftbe- 
triebenen Fahrzeuge mit oder ohne Aufbau, mit 
mindestens vier Rädern und einer bauartbeding- 
ten Höchstgeschwindigkeit von mehr als 25 km/h 
mit ihren Anhängern, ausgenommen Schienen- 
fahrzeuge, landwirtschaftliche Zug- und Arbeits- 
maschinen sowie sonstige Arbeitsmaschinen; 

— Klasse M2: Fahrzeuge zur Personenbeförde- 
rung mit mehr als acht Sitzplätzen 
außer dem Fahrersitz und einem 
Gesamtgewicht bis zu 5 t; 

— Klasse M3: Fahrzeuge zur Personenbeförde- 
rung mit mehr als acht Sitzplätzen 
außer dem Fahrersitz und einem 
Gesamtgewicht über 5 t; 
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— Klasse NI: Fahrzeuge zur Güterbeförderung 
mit einem Gesamtgewicht bis zu 
3,5 t; 

— Klasse N2: Fahrzeuge zur Güterbeförderung 
mit einem Gesamtgewicht über 
3,5 t bis zu 12 t; 

Klasse N3: Fahrzeuge zur Güterbefördenmg 
mit einem Gesamtgewicht über 
12 t. 

— „Anhänger" alle Fahrzeuge, die von einem Kraft- 
fahrzeug mitgeführt werden, mit Ausnahme von 
Sattelanhängern j 

— „Sattelanhänger" alle Fahrzeuge, die nach ihrer 
Bauart so mit einem Kraftfahrzeug zu verbinden 
sind, daß ein wesentlicher Teil ihres Gewichts imd 
des Gewichts ihrer Ladung auf dem Kraftfahrzeug 
ruht; 

— „geschlossene Ortschaften" Gebiete, deren An- 
fang und Ende mit Ortstafeln gekennzeichnet 
sind; 

— „Straßen" die gesamte Fläche aller Wege oder 
Straßen, die dem öffentlichen Verkehr offenste- 
hen; 

„ Fahrbahn " den normalerweise vom Fahrzeugver- 
kehr benutzten Teil der Straße; eine Straße kann 
aus mehreren Fahrbahnen bestehen, die z.B. 
durch Begrenzungsstreifen oder Höhenunter- 
schiede klar voneinander getrennt sind; 

— „ Schnellstraßen " eigens für den Kraftfahrzeugver- 
kehr ausgelegte und gebaute Straßen, die keine 
anliegenden Grundstücke bedienen und bis auf 
örtlich und zeitlich begrenzte Ausnahmen ge- 
trennte Fahrbahnen für beide Verkehrsrichtungen 
auf weisen; 

— „Autobahnen" eigens für den Kraftverkehr ausge- 
legte und gebaute Straßen, die nicht zur Bedie- 
n\ing anhegender Grundstücke gebaut sind und 

(i) bis auf örthch oder zeitiich begrenzte Ausnah- 
men getrennte Fahrbahnen für beide Ver- 
kehrsrichtungen aufweisen, die durch einen 
Mittelstreifen, der nicht für den Verkehr be- 
stimmt ist, oder ausnahmsweise auf andere 
Weise voneinander getrennt sind; 

(ii) keine höhengleichen Kreuzungen mit Stra- 
ßen, Eisen- \ind Straßenbahngleisen oder Fuß- 
wegen aufweisen imd 

(iii) als Autobahnen besonders gekennzeichnet 
sind. 


Artikel 2 

Jeder Mitghedstaat wendet nach den Vorschriften 
von Artikel 3 auf alle Straßen folgende Geschwindig- 
keitsbegrenzungen an: 


1. Auf Autobahnen: 

a) 100 km/h für Kraftfahrzeuge der Klassen M2, 
M3, NI und N2; 

b) 80 km/h für Kraftfahrzeuge der Klasse N3 und 
für alle Kraftfahrzeuge, die einen Anhänger, 
Sattelanhänger oder Wohnwagen mit sich füh- 
ren. 

2. Auf Schnellstraßen 

80 km/h für Kraftfahrzeuge der Klassen M2, M3, 
NI, N2 und N3 und für alle Kraftfahrzeuge, die 
einen Anhänger, Sattelanhänger oder Wohnwagen 
mit sich führen. 

3. Auf anderen Außerortsstraßen: 

a) 80 km/h für Kraftfahrzeuge der Klassen M2, M3, 
NI und N2; 

b) 70 km/h für Kraftfahrzeuge der Klasse N3 und 
für alle Kraftfahrzeuge, die einen Anhänger, 
Sattelanhänger oder Wohnwagen mit sich füh- 
ren. 

4. Auf Innerortsstraßen 

50 km/h für Kraftfahrzeuge der Klassen M2, M3, 
NI, N2 und N3 und für alle Kraftfahrzeuge, die 
einen Anhänger, Sattelanhänger oder Wohnwagen 
mit sich führen. 


Artikel 3 

Aus Gründen der Verkehrssicherheit und/oder des 
Umweltschutzes können für alle Straßen, Straßenab- 
schnitte oder Wohngebiete niedrigere Geschwindig- 
keitsbegrenzungen festgelegt werden. Diese niedri- 
gen Geschwindigkeitsbegrenzungen sind auf Ver- 
kehrsschildem deutlich anzuzeigen. 


Artiktel 4 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen nach Anhönmg der 
Kommission die erforderhchen Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften, um dieser Richtlinie bis zum 
30. Juni 1989 nachzukommen. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission mit, 
welche Maßnahmen sie getroffen haben, um dieser 
Richtlinie nachzukommen. 


Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an alle Mitghedstaaten ge- 
richtet. 
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Drucksache 11/4557 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Competitiveness and impact Statement 

This proposal aims at harmonizing speed limits in the Community for different types 
of vehicles and different types of roads. 

This proposal has no impact on small and medium entreprises but the Commission is 
aware of the fact that a part of the car industry is worried about possible negative 
effects on advertising if speed limits are imposed. 

The road safety organisations consulted are in favour of the proposal. 
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Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/4557 


Bericht der Abgeordneten Frau Rock 


Die in der Anlage wiedergegebene EG-Vorlage 
wurde durch Drucksache 11/4161 Nr. 2.23 vom 
10. März 1989 nach § 93 der Geschäftsordnung dem 
Ausschuß für Verkehr überwiesen. Dieser hat die Vor- 
lage in seiner Sitzung am 10. Mai 1989 behandelt. 

1. Ziele und Inhalt der Vorlage 

Die EG-Kommission möchte die EG -Mitgliedstaaten 
dazu verpflichten, einheitliche Geschwindigkeitsbe- 
grenzungen für Lastkraftwagen und Omnibusse in- 
nerhalb der Europäischen Gemeinschaft einzuführen. 
Dabei werden folgende Regelungen vorgeschlagen: 

Autobahnen 

Tempo 100 für Omnibusse und LKW bis 12 1 Gesamt- 
gewicht 

Tempo 80 für LKW über 12 t Gesamtgewicht und 
Kraftfahrzeuge mit Anhänger 

Schnellstraßen 

Tempo 80 für Omnibusse und LKW sowie für Kraft- 
fahrzeuge mit Anhängern 

Außerortsstraßen 

Tempo 80 für Omnibusse und LKW bis 1 2 1 Gesamt- 
gewicht 

Tempo 70 für LKW über 12 t Gesamtgewicht 


Innerortsverkehr 
einheitlich Tempo 50 


11. Verlauf der Ausschußberatungen 

Der Ausschuß für Verkehr stellt fest, daß mit der vor- 
gelegten Richtlinie Verhaltensvorschriften im Bereich 
des Straßenverkehrs auf EG-Ebene getroffen werden 
sollen. Für Vorschriften dieser Art hat die Europäische 
Gemeinschaft nach Auffassung des Ausschusses je- 
doch nach den Bestimmungen des EWG-Vertrages 
keine Regelungsbefugnis. Der Ausschuß hält daher 
die Ablehnung der Vorlage bei den weiteren Ver- 
handlungen in Brüssel aus Rechtsgründen für erfor- 
derhch. 

Aber auch unabhängig von dieser Kompetenzfrage 
bestehen schwerwiegende sachhche Bedenken ge- 
gen den Inhalt des Richtlinienentwurfs, weü dadurch 
die Höchstgeschwindigkeit für Lastkraftwagen auf 
Autobahnen nach geltendem deutschen Recht von zur 
Zeit 80 km/h auf 100 km/h (bis 12 t Gesamtgewicht) 
angehoben würde, was aus Gründen der Verkehrssi- 
cherheit nicht vertretbar erscheint. Auf Außerortsstra- 
ßen würde die zulässige Höchstgeschwindigkeit für 
LKW über 7,5 1 von zur Zeit 60 km/h auf 80 km/h bzw. 
70 km/h erhöht werden. Auch dies erscheint unver- 
tretbar. 


Bonn, den 10. Mai 1989 


Frau Rock 

Berichterstatterin 


9 





Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 13 63, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 



